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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 15. November 1954 
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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung des Gesetzes 
über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer in den 
Aufsichtsräten und Vorständen der Unternehmen 
des Bergbaus und der Eisen und Stahl erzeugenden 
Industrie 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen (Anlage 1). 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit. 

Der Bundesrat hat zu der Gesetzesvorlage in seiner 130. Sitzung 
am 29. Oktober 1954 gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes 
Stellung genommen (Anlage 2). 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu den Änderungsvorschlä- 
gen des Bundesrates ist in Anlage 3 dargelegt. 

Dr. Adenauer 


Druck: Bonner Universitäts-Bucfadrudcerei Gebr. Scheur, Bonn 



Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Ergänzung des Gesetzes über die Mitbestimmung 
der Arbeitnehmer in den Aufsichtsräten und Vorständen 
der Unternehmen des Bergbaus und der Eisen und Stahl 
erzeugenden Industrie 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel 1 

Mitbestimmung in herrschenden Unternehmen 

§ 1 

Die Mitbestimmung der Arbeitnehmer in 
den Aufsichtsräten und den zur gesetzlichen 
Vertretung berufenen Organen von Unter- 
nehmen in der Rechtsform einer Aktiengesell- 
schaft, einer Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung oder einer bergrechtlichen Gewerk- 
schaft mit eigener Rechtspersönlichkeit, die auf 
Grund eines Organvertrags ein Unternehmen 
beherrschen, in dem die Arbeitnehmer nach 
den Vorschriften des Gesetzes über die Mitbe- 
stimmung der Arbeitnehmer in den Aufsichts- 
räten und Vorständen der Unternehmen des 
Bergbaus und der Eisen und Stahl erzeugen- 
den Industrie vom 21. Mai 1951 — Bundes- 
gesetzbl. I S. 347 — (Mitbestimmungsgesetz) 
ein Mitbestimmungsrecht haben, regelt sich 
nach den Vorschriften dieses Gesetzes. 

§ 2 

Liegen bei dem herrschenden Unterneh- 
men nach seinem eigenen überwiegenden Be- 
triebszweck die Voraussetzungen für die An- 
wendung des Mitbestimmungsgesetzes vor, so 
gilt für das herrschende Unternehmen das 
Mitbestimmungsgesetz. 


§ 3 

(1) Liegen bei dem herrschenden Unterneh- 
men die Voraussetzungen für die Anwendung 
des Mitbestimmungsgesetzes nach § 2 nicht 
vor, wird jedoch der überwiegende Unter- 
nehmenszweck des Konzerns durch die Kon- 
zernunternehmen (§15 Abs. 1 und 2 des Ak- 
tiengesetzes) gekennzeichnet, die unter das 
Mitbestimmungsgesetz fallen, so gelten für das 
herrschende Unternehmen die §§ 4 bis 8. Ist 
das herrschende Unternehmen eine Gesell- 
schaft mit beschränkter Haftung oder eine 
bergrechtliche Gewerkschaft mit eigener 
Rechtspersönlichkeit, so findet § 3 des Mit- 
bestimmungsgesetzes entsprechende Anwen- 
dung. 

(2) Der überwiegende Unternehmenszweck 
des Konzerns wird durch die unter das Mit- 
bestimmungsgesetz fallenden Konzernunter- 
nehmen gekennzeichnet, wenn diese Konzern- 
unternehmen mehr als die Hälfte der Umsätze 
sämtlicher Konzernunternehmen, jeweils ver- 
mindert um die in den Umsätzen enthaltenen 
Kosten für Roh- und Hilfsstoffe, erzielen. 
Für Konzernunternehmen, die Handelsunter- 
nehmen sind, ist ein Fünftel der unverminder- 
ten Umsätze anzurechnen. Handelsunterneh- 
men im Sinne dieser Vorschrift sind Unter- 
nehmen, die ausschließlich Waren oder Wert- 
papiere anschaffen und unverändert weiter 
veräußern; Bearbeitungsbetriebe, die dem 
Handelsunternehmen lediglich als Hilfsbe- 
triebe angehören, bleiben hierbei außer Be- 
tracht. 
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(3) Das nach Absatz 2 maßgebliche Um- 
satzverhältnis hat der Abschlußprüfer des 
herrschenden Unternehmens für jedes Ge- 
schäftsjahr in seinem Prüfungsbericht festzu- 
stellen und dem Betriebsrat (Gesamtbetriebs- 
rat) mitzuteilen. Wird das herrschende Unter- 
nehmen nicht in der Rechtsform einer Aktien- 
gesellschaft betrieben, so hat ein in entspre- 
chender Anwendung der §§ 136 und 137 des 
Aktiengesetzes zu bestellender Prüfer die Fest- 
stellung jeweils vor Ablauf von fünf Monaten 
nach dem Ende des Geschäftsjahres des herr- 
schenden Unternehmens zu treffen und dem 
zur gesetzlichen Vertretung berufenen Organ 
sowie dem Betriebsrat mitzuteilen. 

§ 4 

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus elf Mitglie- 
dern. Er setzt sich zusammen aus 

a) fünf Vertretern der Anteilseigner, 

b) fünf Vertretern der Arbeitnehmer, 

c) einem weiteren Mitglied. 

(2) Für die Bestellung der in Absatz 1 Buch- 
stabe a genannten Mitglieder gilt § 5 des Mit- 
bestimmungsgesetzes, für ihre Abberufung gel- 
ten §§ 87 Abs. 2, 88 Abs. 4 des Aktiengesetzes. 

(3) Auf das in Absatz 1 Buchstabe c 
genannte Mitglied findet § 4 Abs. 2 des Mit- 
bestimmungsgesetzes Anwendung. Für seine 
Bestellung gilt § 8 des Mitbestimmungsgeset- 
zes, wobei an die Stelle des § 6 des Mitbe- 
stimmungsgesetzes § 5 dieses Gesetzes tritt; 
für seine Abberufung gilt § 11 Abs. 3 des 
Mitbestimmungsgesetzes. 

(4) § 4 Abs. 3 des Mitbcstimmungsgesetzes 
findet Anwendung. 

§ 5 

(1) Unter den Vertretern der Arbeitneh- 
mer im Aufsichtsrat müssen sich zwei Ar- 
beiter und ein Angestellter aus den Betrieben 
der Konzernunternehmen befinden. Diese Mit- 
glieder des Aufsichtsrats werden durch die 
nach § 6 des Betriebsverfassungsgesetzes wahl- 
berechtigten Arbeitnehmer der Betriebe der 
Konzernunternehmen in allgemeiner, gehei- 
mer, gleicher und unmittelbarer Wahl für die 
Zeit gewählt, die im Gesetz, in der Satzung 
oder im Gesellschaftsvertrag für die von der 
Fiauptversammlung (Gesellschafterversamm- 
lung, Gewerkenversammlung) zu wählenden 
Mitglieder des Aufsichtsrats bestimmt ist. 
§ 76 Abs. 3 des Betriebsverfassungsgesetzes 
gilt entsprechend. 


(2) Zwei der Vertreter der Arbeitnehmer im 
Aufsichtsrat werden von den Spitzenorganisa- 
tionen der in den Betrieben der Konzern- 
unternchmen vertretenen Gewerkschaften nach 
vorheriger Beratung mit den in diesen Betrie- 
ben vertretenen Gewerkschaften und mit den 
Betriebsräten der Konzernunternehmen für 
die in Absatz 1 Satz 2 genannte Zeit in den 
Aufsichtsrat entsandt. Die Spitzenorganisa- 
tionen sind nach dem Verhältnis ihrer Ver- 
tretung in den Betrieben entsendungsberech- 
tigt. 

(3) Mindestens drei wahlberechtigte Ar- 
beitnehmer, jede in einem Betrieb eines Kon- 
zernunternehmens vertretene Gewerkschaft 
oder deren Spitzenorganisation sowie das zur 
gesetzlichen Vertretung berufene Organ des 
herrschenden Unternehmens können binnen 
einer Frist von zwei Wochen, vom Tage der 
Bekanntgabe der Bestellung eines Arbeitneh- 
mervertreters an gerechnet, dessen Bestellung 
beim Arbeitsgericht anfechtcn, wenn gegen 
wesentliche Vorschriften über das Wahlrecht, 
die Wählbarkeit, das Wahlverfahren (Ab- 
satz 1) oder das Entsendungsverfahren (Ab- 
satz 2) verstoßen worden und eine Berichti- 
gung nicht erfolgt ist, es sei denn, daß der Ver- 
stoß keinen Einfluß auf die Bestellung haben 
konnte. Für das Anfechtungsverfahren gelten 
§ 10, § 12 Abs. 4, §§ 80 bis 96 des Arbeits- 
gerichtsgesetzes entsprechend. 

(4) Konzernunternehmen im Sinne der Ab- 
sätze 1 bis 3 sind das herrschende Unterneh- 
men und die unter seiner einheitlichen Lei- 
tung zusammcngefaßlen Unternehmen (§ 15 
Abs. 1 des Aktiengesetzes). 

§ 6 

(1) Die durch die Arbeitnehmer gewählten 
Mitglieder des Aufsichtsrats können vor Ab- 
lauf der Wahlzeit auf Antrag der Betriebs- 
räte oder von mindestens einem Fünftel der 
wahlberechtigten Arbeitnehmer abberufen 
werden. Die Abberufung erfolgt durch all- 
gemeine, geheime, gleiche und unmittelbare 
Abstimmung; sie bedarf einer Mehrheit, die 
mindestens drei Viertel der abgegebenen Stim- 
men umfaßt. 

(2) Die von den Spitzenorganisationen ent- 
sandten Mitglieder des Aufsichtsrats können 
von der Stelle, die sie entsandt hat, abberufen 
werden. 

(3) Liegt in der Person eines Vertreters der 
Arbeitnehmer im Aufsichtsrat ein wichtiger 
Grund vor, so kann das Gericht das Mitglied 
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abberufen, wenn die Hauptversammlung die 
Abberufung mit einfacher Stimmenmehrheit 
verlangt und ein von ihr bestellter Vertreter 
sie beantragt. 

§ 7 

(1) Gehören dem Aufsichtsrat länger als 
drei Monate weniger als fünf Vertreter der 
Anteilseigner oder weniger als fünf Vertre- 
ter der Arbeitnehmer an, so gilt § 89 des Ak- 
tiengesetzes entsprechend. 

(2) Der Aufsichtsrat ist beschluß fähig, wenn 
mindestens die Hälfte seiner Mitglieder an- 
wesend ist. 

§ 8 

(1) Bei Unternehmen mit einem Gesell- 
schaftskapital von mehr als zwanzig Millio- 
nen Deutsche Mark kann durch Satzung (Ge- 
sellschaftsvertrag) bestimmt werden, daß der 
Aufsichtsrat aus fünfzehn Mitgliedern be- 
steht. Die §§ 4 bis 7 finden sinngemäß An- 
wendung mit der Maßgabe, daß die Zahl der 
von den Arbeitnehmern zu wählenden Ar- 
beiter und die Zahl der von den Spitzenorga- 
nisationen zu entsendenden Mitglieder je drei 
beträgt. 

(2) Bei Unternehmen mit einem Gesell- 
schaftskapital von mehr als fünfzig Millionen 
Deutsche Mark kann durch Satzung bestimmt 
werden, daß der Aufsichtsrat aus einund- 
zwanzig Mitgliedern besteht. Die §§ 4 bis 7 
finden sinngemäß Anwendung mit der Maß- 
gabe, daß von den Arbeitnehmern vier Ar- 
beiter und zwei Angestellte zu wählen und 
von den Spitzenorganisationen vier Mitglie- 
der zu entsenden sind. 

§ 9 

Für die Beteiligung der Arbeitnehmer im 
Aufsichtsrat herrschender Unternehmen, die 
nicht unter § 2 oder § 3 fallen, gilt das Be- 
triebsverfassungsgesetz. 

§ 10 

(1) Die einem Unternehmen, in dem die Ar- 
beitnehmer nach dem Mitbestimmungsgesetz 
oder nach § 2 oder § 3 dieses Gesetzes ein 
Mitbestimmungsrecht haben, auf Grund von 
Beteiligungen an einem anderen Unternehmen 
zustehenden Rechte bei der Bestellung, dem 
Widerruf der Bestellung oder der Entlastung 
von Verwaltungsträgern sowie bei der Be- 
schlußfassung über die Auflösung, Verschmel- 


zung oder Umwandlung des anderen Unter- 
nehmens, über dessen Fortsetzung nach seiner 
Auflösung, über die Übertragung seines Ver- 
mögens oder über die Eingehung einer Ge- 
winngemeinschaft können durch das zur ge- 
setzlichen Vertretung berufene Organ nur auf 
Grund von Beschlüssen des Aufsichtsrats aus- 
geübt werden. Diese Beschlüsse bedürfen nur 
der Mehrheit der Stimmen der nach § 5 des 
Mitbestimmungsgesetzes oder der nach § 4 
Abs. 2 dieses Gesetzes genannten Mitglieder; 
sie sind für das zur gesetzlichen Vertretung 
berufene Organ verbindlich. 

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn die Beteili- 
gung des Unternehmens an dem anderen Un- 
ternehmen weniger als ein Viertel beträgt. 

§ 11 

(1) Bestimmungen der Satzung des herr- 
schenden Unternehmens über die Zusammen- 
setzung des Aufsichtsrats sowie über die Wahl, 
Entsendung und Abberufung von Aufsichts- 
ratsmitgliedern treten mit Beendigung der er- 
sten Hauptversammlung außer Kraft, die 
nach Ablauf von zwei aufeinanderfolgenden 
Geschäftsjahren, in denen die Voraussetzun- 
gen des § 3 eingetreten oder weggefallen sind, 
abgehalten wird, spätestens jedoch mit Ab- 
lauf von sieben Monaten nach dem Ende des 
letzten dieser beiden Geschäftsjahre. Dies gilt 
jedoch nur, soweit die Satzung wegen der An- 
wendung dieses Gesetzes geändert werden 
muß. Eine Hauptversammlung, die innerhalb 
dieser Frist stattfindet, kann mit einfacher 
Stimmenmehrheit neue Bestimmungen an- 
stelle der außer Kraft tretenden beschließen. 

(2) Das Amt der bisherigen Aufsichtsrats- 
mitglieder des herrschenden Unternehmens er- 
lischt mit dem in Absatz 1 Satz 1 bezeich- 
neten Zeitpunkt. 

§ 12 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch 
Rechtsverordnung zu bestimmen 

a) die Aufwendungen, die als Kosten für Roh- 
und Hilfsstoffe nach § 3 Abs. 2 Satz 1 von 
den Umsätzen der Konzernunternehmen ab- 
zuziehen sind; 

b) das Verfahren für die Wahl und die Ab- 
berufung von Arbeitnehmervertretern durch 
die Arbeitnehmer; 

c) das Verfahren für die Entsendung und die 
Abberufung von Arbeitnehmervertretern 
durch die Spitzenorganisationen und für die 
Feststellung der Entsendungsberechtigung. 
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Artikel 2 

Anwendung und Änderung des Reichsgesetzes 
über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit 

§ 13 

(1) Im Falle des § 8 Abs. 3 Satz 4 des Mit- 
bestimmungsgesetzes sind auf das Verfahren 
des Oberlandesgerichts die Vorschriften des 
Reichsgesetzes über die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit entsprechend an- 
zuwenden. Gegen die Entscheidung des Ober- 
landesgerichts findet ein Rechtsmittel nicht 
statt. 

(2) Für das Verfahren des Oberlandesge- 
richts werden von dem Unternehmen Gebüh- 
ren nach § 112 der Kostenordnung erhoben. 

§ 7 der Kostenordnung ist nicht anzuwenden. 

§ 14 

§ 145 Abs. 1 des Reichsgesetzes über die 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbar- 
keit erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Amtsgerichte sind zuständig für 4 
die nach § 146 Abs. 2, §§ 147, 157 Abs. 2, 

§ 166 Abs. 3, § 338 Abs. 3, § 524 Abs. 1 und 
2, § 530 Abs. 1, §§ 590, 685, § 729 Abs. 1, 

§ 884 Nr. 4 des Handelsgesetzbuchs, die nach 
§ 25 Abs. 3, §§ 27, 30 Abs. 6 und 7, § 67 
Abs. 1, §§ 76, 88 Abs. 4, §§ 89, 106 Abs. 4, 

§ 118 Abs. 2 und 3, § 122 Abs. 2, § 136 Abs. 3 
bis 6, § 206 Abs. 2, § 211 Abs. 3, § 214 Abs. 2 
bis 4, § 244 Abs. 1 und 4 des Aktiengesetzes, 
die nach § 1 1 Abs. 3 des Gesetzes über die Mit- 
bestimmung der Arbeitnehmer in den Auf- 


B e g r ü 

Zu § 1 

Im Zuge der Neuordnung des Bergbaus sowie 
der Eisen und Stahl erzeugenden Industrie 
hat es sich als notwendig erwiesen, in be- 
stimmten Fällen, insbesondere zur Herbei- 
führung der wirtschaftlichen Zusammenarbeit 
von Kohle und Eisen, herrschende Unterneh- 
men zu bilden, denen abhängige Unterneh- 
men durch Organverträge unterworfen sind. 
Ein auf Grund eines Organ v er träges beherrsch- 


sichtsräten und Vorständen der Unternehmen 
des Bergbaus und der Eisen und Stahl erzeu- 
genden Industrie vom 21. März 1951 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 347) und die nach § 6 Abs. 3 
des Gesetzes zur Ergänzung des Gesetzes über 
die Mitbestimmung der Arbeitnehmer in den 
Aufsichtsräten und Vorständen der Unterneh- 
men des Bergbaus und der Eisen und Stahl 
erzeugenden Industrie vom . . . 1954 (Bundes- 
gesetzbl. I S. . . .) vom Gericht zu erledigen- 
den Angelegenheiten." 


Artikel 3 

Übergangs- und Schlußvorschriften 
§ 15 

Maßgebend für die erstmalige Anwendung 
des § 3 auf ein herrschendes Unternehmen ist 
das festgestellte Umsatzverhältnis für das letzte 
vor dem 1. November 1954 endende Ge- 
schäftsjahr. Die Feststellung nach § 3 Abs. 3 
ist innerhalb von drei Monaten nach dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes zu treffen; § 11 gilt 
entsprechend. 

§ 16 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Fand Berlin. 

§ 17 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 


düng 

tes Unternehmen hat keinen eigenen Willen 
mehr, sein Vorstand ist an die Weisungen des 
herrschenden Unternehmens gebunden. Wenn 
Unternehmen, die unter die Vorschriften des 
Gesetzes über die Mitbestimmung der Arbeit- 
nehmer in den Aufsichtsräten und Vorstän- 
den der Unternehmen des Bergbaus und der 
Eisen und Stahl erzeugenden Industrie vom 
31. Mai 1951 (Mitbestimmungsgesetz) fallen, 
im Rahmen der Neuordnung auf Grund von 
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Organverträgen die Stellung abhängiger Un- 
ternehmen erhalten, könnte die den Arbeit- 
nehmern in diesen Unternehmen zustehende 
Mitbestimmung durch die Machtstellung der 
Organe des herrschenden Unternehmens weit- 
gehend ausgeschaltet werden. Damit erhebt 
sich die Frage, in welcher Weise die Mit- 
bestimmung der Arbeitnehmer in solchen herr- 
schenden Unternehmen zu regeln ist. Bei der 
Beratung des Mitbestimmungsgesetzes ist von 
einer Lösung dieser Frage bewußt abgesehen 
worden; denn bei der Verabschiedung des Ge- 
setzes stand noch nicht fest, ob und nach 
welchen Grundsätzen herrschende Unterneh- 
men zum Zweck der Zusammenfassung von 
Unternehmen des Bergbaus und der Eisen- und 
Stahlindustrie gebildet würden. Nachdem sich 
die Bildung von herrschenden Unternehmen 
als notwendig erwiesen hat, bedarf es einer 
Ergänzung des Mitbestimmungsgesetzes. Dies 
ist in § 1 des Entwurfs vorgesehen. Er be- 
stimmt, daß das Gesetz eine abschließende 
Regelung des gesamten Fragenkomplexes her- 
beiführen soll. 

Dabei sind folgende Unterfälle zu unterschei- 
den: 

a) herrschende Unternehmen, die nach ihrem 
eigenen überwiegenden Betriebszweck selbst 
die Voraussetzungen des § 1 des Mitbestim- 
mungsgesetzes erfüllen (§ 2 des Entwurfs); 

b) herrschende Unternehmen, die nach gelten- 
dem Recht nicht unter das Mitbestim- 
mungsgesetz fallen, die jedoch an der Spitze 
eines Konzerns stehen, in dem ein Über- 
gewicht der mitbestimmten Konzernunter- 
nehmen vorhanden ist (§§ 3 bis 8 des Ent- 
wurfs); 

c) herrschende Unternehmen, die nach gelten- 
dem Recht nicht unter das Mitbestimmungs- 
gesetz fallen und in deren Konzern dieje- 
nigen Konzernunternehmen überwiegen, 
die nicht unter das Mitbestimmungsgesetz 
fallen (§ 9 des Entwurfs). 

In seinem seitherigen Geltungsbereich soll das 
Mitbestimmungsgesetz unverändert weiterbe- 
stehen (vgl. jedoch unten zu § 10). 

Zu § 2 

Hat das herrschende Unternehmen selbst einen 
oder mehrere Betriebe (atypische Obergesell- 
schaft) und erfüllt es auf Grund seines über- 
wiegenden Betriebszwecks bereits nach gelten- 
dem Recht die Voraussetzungen des § 1 des 
Mitbestimmungsgesetzes, so soll die seitherige 


Zusammensetzung der Organe nicht geändert 
werden, vielmehr fällt das Unternehmen auch 
weiterhin in vollem Umfang unter das Mit- 
bestimmungsgesetz ohne Rücksicht auf die 
Verteilung der wirtschaftlichen Gewichte 
innerhalb des von ihm beherrschten Konzerns. 

Zu § 3 

Fällt das herrschende Unternehmen nicht be- 
reits nach § 2 unter das Mitbestimmungsgesetz, 
so muß bei Regelung der Mitbestimmung die 
Tatsache berücksichtigt werden, daß von sol- 
chen herrschenden Unternehmen in aller Regel 
nicht ausschließlich Unternehmen abhängig 
sein werden, auf die das Mitbestimmungsgesetz 
anzuwenden ist, sondern auch Unternehmen, 
die dem Mitbestimmungsgesetz nicht unterlie- 
gen, z. B. Unternehmen der verarbeitenden 
Industrie, der Energieerzeugung, Handels- oder 
Transportgesellschaften. Für die herrschenden 
Unternehmen soll daher eine verstärkte Mit- 
bestimmung nach Maßgabe der §§ 4 bis 8 ein- 
geführt werden, wenn der Charakter des Kon- 
zerns bei ganzheitlicher Betrachtung durch die 
wirtschaftliche Leistung der mitbestimmten 
Konzernunternehmen bestimmt wird, d. h. 
„wenn der überwiegende Unternehmenszweck 
des Konzerns durch diejenigen Konzernunter- 
nehmen, die unter § 1 des Mitbestimmungsge- 
setzes fallen, gekennzeichnet ist" (§ 3 Abs. 1 
Satz 1 des Entwurfs). Als Konzernunterneh- 
men gelten dabei nicht nur die unter der ein- 
heitlichen Leitung des herrschenden Unter- 
nehmens zusammengefaßten Unternehmen 
(§ 15 Abs. 1 Aktiengesetz), sondern auch die 
sonstigen mittelbar oder unmittelbar unter 
den beherrschenden Einfluß des herrschenden 
Unternehmens stehenden rechtlich selbständi- 
gen Unternehmen (§ 15 Abs. 2 Aktiengesetz). 
Der Entwurf bringt in Abs. 2 einen objek- 
tiven Maßstab für die Abgrenzung des über- 
wiegenden Unternehmenszwecks in der Ge- 
genüberstellung der Umsätze der mitbe- 
stimmten Konzernunternehmen einerseits 
und der nicht unter das Mitbestimmungs- 
gesetz fallenden Konzernunternehmen ande- 
rerseits. Die Umsätze werden für diese Be- 
rechnung jedoch jeweils vermindert um die 
in ihnen enthaltenen Aufwendungen für 
Roh- und Hilfsstoffe. Diese Berechnungs- 
methode kommt im Ergebnis einer Aussage 
über die in den einzelnen Konzernunterneh- 
men geleistete Wertschöpfung nahe. Umsätze 
reiner Handelsunternehmen im engeren Sinne 
mußten gesondert beurteilt werden, da sie 
wohl unternehmerisch-kaufmännischen, nicht 
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jedoch produktiven Charakter haben. Sie 
wurden daher nach einem durchschnittlichen 
Schlüssel modifiziert, d. h. nur zu einem 
Fünftel in Ansatz gebracht; eine Verminde- 
rung um Aufwendungen für Roh- und Hilfs- 
stoffe findet andererseits nicht statt. Der Be- 
griff des Handelsunternehmens im Sinne die- 
ser Vorschrift wird in § 3 Abs. 2 Satz 3 
näher umschrieben. 

Ist das herrschende Unternehmen eine 
Aktiengesellschaft, so hat der Abschlußprüfer 
(§§ 136 ff. Aktiengesetz) für jedes Geschäfts- 
jahr in seinem Prüfungsbericht das oben dar- 
gestellte Umsatzverhältnis festzustellen und 
dem Betriebsrat bzw., wenn ein solcher für 
das herrschende Unternehmen gebildet ist, 
dem Gesamtbetriebsrat mitzuteilen. Wird 
das herrschende Unternehmen in der Rechts- 
form einer GrnbH, oder einer bergrechtiichen 
Gewerkschaft betrieben, findet also eine ge- 
setzlich vorgeschriebene Abschlußprüfung 
im Sinne des Aktiengesetzes nicht statt, so 
werden die Umsatzverhältnisse durch einen 
Wirtschaftsprüfer festgestellt und dem Vor- 
stand sowie dem Betriebsrat (Gesamtbetriebs- 
rat) der Obergesellschaft mitgeteilt. Der Wirt- 
schaftsprüfer wird in entsprechender An- 
wendung der einschlägigen Vorschriften des 
Aktiengesetzes (§§ 136, 137) bestellt. 

Ergibt die Feststellung des Umsatzverhält- 
nisses ein Übergewicht der mitbestimmten 
Konzernunternehmen, so erhalten die Arbeit- 
nehmer nach Maßgabe der §§ 4 bis 8 dieses 
Entwurfs eine verstärkte Mitbestimmung im 
Aufsichtrat des herrschenden Unternehmens. 
Durch diese verstärkte Mitbestimmung im 
Aufsichtsrat wird die Aushöhlung des Mitbe- 
stimmungsrechts in den Montantöchtern 
durch die Weisungsbefugnis des Vorstands 
des herrschenden Unternehmens wirksam 
vermieden. 

Die Bestellung eines Arbeitsdirektors im 
Vorstand der Obergesellschaft ist dagegen in 
diesen Fällen nicht vorgeschrieben. Da den 
in aller Regel gemischten Konzernen in er- 
heblichem Umfange Nichtmontangesellschaf- 
ten, d. h. Unternehmen, für die das Mitbe- 
stimmungsgesetz nicht gilt, angehören bzw. 
vermutlich in naher Zeit angehören wer- 
den, könnte die Bestellung eines Arbeits- 
direktors in der Obergesellschaft zu einem 
Übergreifen des Mitbestimmungsgesetzes auf 
derartige Konzernunternehmen führen. Nach 
dem oben Gesagten erscheint andererseits das 
Vorhandensein eines Arbeitsdirektors nicht 
unbedingt erforderlich zum Schutz der mit- 


bestimmten Konzernunternehmen gegen eine 
Aushöhlung der dort bestehenden Mitbestim- 
mungsrechte. 

Zu §4 

Der Aufsichtsrat von herrschenden Unter- 
nehmen, die unter § 3 des Entwurfs fallen, 
soll grundsätzlich nach dem Schema des Mit- 
bestimmungsgesetzes zusammengesetzt sein 
(fünf Vertreter des Kapitals, fünf Vertreter 
der Arbeitnehmer und ein Elfter Mann), je- 
doch sind gewisse Modifikationen eingeführt, 
die sich daraus erklären, daß eine Regelung 
der Mitbestimmung in der Obergesellschaft 
von Konzernen getroffen wird, in denen mit- 
bestimmte Unternehmen und solche, die 
unter das Betriebsverfassungsgesetz fallen, 
zusammengefaßt sind. Die in den §§ 4 bis 8 
vorgesehene Zusammensetzung des Aufsichts- 
rats stellt demgemäß eine Synthese aus den 
Grundgedanken der §§ 2 bis 12 des Mitbe- 
stimmungsgesetzes und des § 76 des Betriebs- 
verfassungsgesetzes dar. Daraus ergeben sich 
folgende grundsätzliche Unterschiede: 

a) Der Aufsichtrat besteht nach dem Mitbe- 
stimmungsgesetz aus vier Vertretern der 
Anteilseigner und vier Vertretern der 
Arbeitnehmer sowie je einem weiteren 
Mitglied der Anteilseigner- und Arbeit- 
nehmerseite, das bestimmte Voraussetzun- 
gen, die eine gewisse Unabhängigkeit ge- 
währleisten sollen, erfüllt, zusammenge- 
setzt ist, zu denen der Elfte Mann tritt. 
Der Aufsichtsrat der unter § 3 fallenden 
Obergesellschaften soll nach dem Entwurf 
aus fünf Vertretern des Kapitals und 
fünf Vertretern der Arbeitnehmer und 
dem Elften Mann bestehen. 

b) Nach § 6 des Mitbestimmungsgesetzes 
schlagen unter den von Arbeitnehmerseite 
zu bestellenden Mitgliedern die Betriebs- 
räte je einen Arbeiter und einen Ange- 
stellten, die Spitzenorganisationen zwei 
Arbeitnehmervertreter und das weitere 
Mitglied vor. Sämtliche von Arbeit- 
nehmerseite vorgeschlagenen Mitglieder 
werden durch das Wahlorgan (die Haupt- 
versammlung, Gesellschafter- oder Ge- 
werkenversammlung) gewählt. Es ist an 
die Vorschläge der Betriebsräte bzw. der 
Spitzenorganisationen gebunden. — Von 
den Arbeitnehmern im Aufsichtrat der 
Obergesellschaften, die die Voraussetzun- 
gen des § 3 erfüllen, sollen demgegenüber 
drei (zwei Arbeiter und ein Angestellter) 
durch die Arbeitnehmer der Konzern- 
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unternehmen nach dem Vorbild des Be- 
triebsverfassungsgesetzes in Urwahl ge- 
wählt werden. Zwei Arbeitnehmerver- 
treter sind durch die Spitzenorganisationen 
der Gewerkschaften zu entsenden. Eine 
Wahl der Arbeitnehmervertreter durch 
die Hauptversammlung soll nicht mehr 
erfolgen. Das Nähere regelt § 5 des Ent- 
wurfs. 

Die Anteilseignerseite wählt nach freiem Er- 
messen die fünf auf sie entfallenden Mitglie- 
der des Aufsichtsrats. Für ihre Abberufung 
gelten die einschlägigen Vorschriften des 
Aktiengesetzes. Der Elfte Mann wird nach 
den Grundsätzen des § 8 des Mitbestim- 
mungsgesetzes bestellt. Für seine Abberufung 
gilt § 11 Abs. 3 des Mitbestimmungsgesetzes. 

Zu §5 

An der Wahl der drei Arbeitnehmervertreter 
aus den Betrieben (zwei Arbeiter und ein An- 
gestellter) sind die nach § 6 des Betriebsver- 
fassungsgesetzes wahlberechtigten Arbeit- 
nehmer der Obergesellschaft und sämtlicher 
unter der einheitlichen Leitung der Ober- 
gesellschaft im Konzern zusammengefaßter 
Unternehmen (§ 5 Abs. 4) mit vollem akti- 
ven und passiven Wahlrecht beteiligt. Das 
Wahlverfahren ist den einschlägigen Vor- 
schriften des Betriebsverfassungsgesetzes nach- 
gebildet, jedoch ist von einer Übernahme 
der Vorschriften über die Wahl durch Wahl- 
männer (§ 76 Abs. 4 Satz 2 des Betriebsver- 
fassungsgesetzes) Abstand genommen worden, 
da die Praxis gezeigt hat, daß ein derartiges 
Verfahren erheblichen Schwierigkeiten begeg- 
net. Das Nähere soll eine Rechtsverordnung 
der Bundesregierung (§ 12 Buchstabe b des 
Entwurfs) regeln. 

Zwei Arbeitnehmervertreter werden von den 
Spitzenorganisationen der in den Betrieben 
der Konzernunternehmen vertretenen Ge- 
werkschaften entsandt. Die Entsendungsbe- 
rechtigung richtet sich nach dem Stärke- 
verhältnis, in dem die Spitzenorganisationen 
durch Mitglieder der ihnen angeschlos- 
senen Gewerkschaften in den Betrieben der 
Konzernunternehmen vertreten sind. Vor 
Ausübung des Entsendungsrechtes haben sich 
die Spitzenorganisationen mit den in den 
Betrieben vertretenen Gewerkschaften und 
den Betriebsräten der Konzernunternehmen 
bzw., wo solche bei den einzelnen Konzern- 
unternehmen vorhanden sind, den Gesamt- 
betriebsräten zu beraten. 

Nach dem Vorbild des § 18 des Betriebsver- 
fassungsgesetzes soll die Möglichkeit bestehen, 


vor Ablauf einer Ausschlußfrist von zwei 
Wochen, vom Tage der Bekanntgabe der 
Bestellung eines Arbeitnehmervertreters an 
gerechnet, die Bestellung beim Arbeitsgericht 
anzufechten. Dies gilt sowohl im Falle der 
unmittelbaren Wahl von Arbeitnehmerver- 
tretern durch die Belegschaften der Konzern- 
unternehmen als auch im Falle der Entsen- 
dung von Arbeitnehmervertretern durch die 
Spitzenorganisationen. Durch Verweisung auf 
die entsprechenden Vorschriften des Arbeits- 
gerichtsgesetzes ist sichergestellt, daß das An- 
fechtungsverfahren in der gleichen Weise ab- 
läuft (Beschlußverfahren) wie die Anfechtung 
der Betriebsratswahl und der Wahl von 
Arbeitnehmervertretern nach § 76 des Be- 
triebsverfassungsgesetzes. 

Zu § 6 

Entsprechend dem teilweise den Vorschriften 
des Betriebsverfassungsgesetzes angepaßten 
Verfahren für die Bestellung der Arbeit- 
nehmervertreter ist auch das Verfahren für 
den Widerruf ihrer Bestellung abweichend 
von § 11 Abs. 2 des Mitbestimmungsgesetzes 
gestaltet worden: 

a) Die durch die Arbeitnehmer der Konzern- 
unternehmen in Urwahl gewählten Mit- 
glieder des Aufsichtsrats können in einem 
§76 Abs. 5 des Betriebsverfassungsgesetzes 
nachgebildeten Verfahren abberufen wer- 
den. 

b) Die von den Spitzenorganisationen ent- 
sandten Mitglieder können jederzeit von 
derjenigen Spitzenorganisation, die sie 
entsandt hat, wieder abberufen werden 
(entspricht § 88 Abs. 4 Satz 1 des Aktien- 
gesetzes). 

c) Darüber hinaus kann das Amtsgericht auf 
Antrag der Hauptversammlung (Gesell- 
schafterversammlung, Gewerkenversamm- 
lung) die hierüber mit einfacher Stimmen- 
mehrheit beschließt, einen Arbeitnehmer- 
vertreter aus einem in seiner Person 
liegenden wichtigen Grund abberufen. 
Die Abberufungsmöglichkeit aus wichti- 
gem Grund entspricht dem Grundgedan- 
ken des § 88 Abs. 4 Satz 2 des Aktien- 
gesetzes. 

Zu § 7 

Absatz 1 entspricht dem § 7 des Mitbestim- 
mungsgesetzes, Absatz 2 dem § 10 des Mit- 
bestimmungsgesetzes. 
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Zu § 8 

Wie auch § 9 des Mitbestimmungsgesetzes 
vorsieht, kann bei Unternehmen mit einem 
Gesellschaftskapital von mehr als 20 Millio- 
nen DM die Zahl der Aufsichtsratsmitglieder 
auf 15, bei mehr als 50 Millionen DM auf 21 
erhöht werden. In diesen Fällen besteht der 
Aufsichtsrat 

bei 15 Mitgliedern aus: 

sieben Vertretern der Anteilseigner, 
drei Arbeitern und einem Angestell- 
ten aus den Betrieben der Konzern- 
unternehmen, 

drei von den Spitzenorganisationen 
entsandten Mitgliedern, 
dem fünfzehnten, in dem besonderen 
Verfahren des § 8 des Mitbestimmungs- 
gesetzes bestellten Mitglied, 

bei 21 Mitgliedern aus: 

zehn Vertretern der Anteilseigner, 
vier Arbeitern und zwei Angestellten 
aus den Betrieben der Konzern unter- 
nehmen, 

vier von den Spitzenorganisationen 
entsandten Mitgliedern, 
dem einundzwanzigsten Mitglied, das 
in dem besonderen Verfahren des § 8 
des Mitbestimmungsgesetzes bestellt 
wird. 

Zu § 9 

Ist der Konzern in seiner Gesamtheit über- 
wiegend durch die wirtschaftliche Leistung 
von Unternehmen gekennzeichnet, die nicht 
unter das Mitbestimmungsgesetz fallen (z. B. 
Verarbeitung, Handel, Energieerzeugung, 
Verkehr), so haben die mitbestimmten Unter- 
nehmen in aller Regel nur zur Sicherung der 
Rohstoffbasis beizutragen. Sie fallen daher 
bei ganzheitlicher Betrachtung der Konzern- 
struktur nicht so entscheidend ins Gewicht, 
daß ihretwegen eine durchgreifende Umge- 
staltung der Zusammensetzung des Aufsichts- 
rats des herrsehenden Unternehmens vertret- 
bar wäre, vielmehr muß es in diesen Fällen 
bei der Beteiligung der Arbeitnehmer im 
Aufsichtsrat nach den Vorschriften des Be- 
triebsverfassungsgesetzes, d. h. zu einem Drit- 
tel, bewenden. Dabei ist darauf hinzuweisen, 
daß nach § 76 Abs. 4 des Betriebsverfassungs- 
gesetzes die Arbeitnehmer der abhängigen 
Konzernunternehmen an der Wahl der 
Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat des 
herrschenden Unternehmens teilnehmen, so 


daß auch in diesen Fällen eine nicht unerheb- 
liche Einflußnahme der Arbeitnehmer der 
abhängigen Konzernunternehmen auf die Zu- 
sammensetzung des Aufsichtsrats des herr- 
schenden Unternehmens gegeben ist. §9 stellt 
demgemäß klar, daß für herrschende Unter- 
nehmen, die weder nach ihrem eigenen über- 
wiegenden Unternehmenszweck die Voraus- 
setzungen des § 2 erfüllen, noch unter Zu- 
grundelegung der Umsatzverhältnisse unter 
§ 3 fallen, ausschließlich das Betriebsverfas- 
sungsgesetz Anwendung findet. 

Zu § 10 

Nach allgemeinen Grundsätzen werden die 
Anteilsrechte aus Beteiligungen in den Wahl- 
organen anderer selbständiger Unternehmen 
durch den Vor stand der Gesellschaft ausge- 
übt, der die Anteilsrechte gehören. Der Vor- 
stand der Gesellschaft ist aber, wenn diese 
unter § 1 des Mitbestimmungsgesetzes oder 
unter die §§ 2 oder 3 des vorliegenden Ent- 
wurls fällt, von einem Aufsichtsrat bestellt 
worden, in dem die Arbeitnehmer ein gegen- 
über dem Betriebsverfassungsgesetz erheblich 
verstärktes Mitbestimmungsrecht haben; in 
den Fällen des § 1 des Mitbestimmungs- 
gesetzes und des § 2 dieses Entwurfs gehört 
diesem Vorstand überdies ein Arbeitsdirektor 
an. Wenn dieser Vorstand berechtigt sein 
würde, nach freiem Ermessen durch Aus- 
übung der Anteilsrechte in den Wahlorganen 
Organe zu bestellen, ihre Bestellung zu wider- 
rufen, ihnen Entlastung zu erteilen sowie 
sonstige lebenswichtige Entscheidungen, die 
die Existenz der Unternehmen unmittelbar 
berühren, zu treffen, könnte der Einfluß der 
Arbeitnehmer so verstärkt werden, daß der 
dem Mitbestimmungsrecht zugrunde liegende 
Grundsatz der Gleichberechtigung zwischen 
Anteilseignern und Arbeitnehmern nicht 
mehr gewahrt wäre. Deshalb sieht der Ent- 
wurf vor, daß die Rechte, die einem solchen 
Unternehmen auf Grund von Beteiligungen 
an anderen rechtlich selbständigen Unterneh- 
men ohne Rücksicht auf deren Rechtsform 
bei 

der Bestellung, dem Widerruf der Be- 
stellung und der Entlastung von Organen, 
der Beschlußfassung über Auflösung, Ver- 
schmelzung oder Umwandlung des Unter- 
nehmens, über Fortsetzung nach Auf- 
lösung, über Vermögensübertragung und 
Gewinngemeinschaft 

zustehen, zwar durch den Vorstand ausge- 
übt werden, dieser aber seinerseits insoweit 
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nur auf Grund von für ihn verbindlichen 
Beschlüssen des Aufsichtsrats wirksam han- 
deln kann. Diese Beschlüsse bedürfen nur der 
Mehrheit der Stimmen der von seiten der An- 
teilseigner bestellten Aufsichtsratsmitglieder, 
die auch nicht durch die anderen Aufsichtsrats- 
mitglieder überstimmt werden kann. 

Das oben dargestellte Problem kann nicht 
nur bei den in den §§ 2 und 3 dieses Ent- 
wurfs bezeichneten herrschenden Unterneh- 
men, sondern auch bei den in § 1 des Mit- 
bestimmungsgesetzes genannten Unternehmen 
auftreten. Diese Regelung soll daher nicht nur 
für Unternehmen gelten, bei denen durch den 
vorliegenden Entwurf ein verstärktes Mitbe- 
stimmungsrecht eingeführt werden soll, son- 
dern auch für solche Unternehmen, die bereits 
nach geltendem Recht unter das Mitbestim- 
mungsgesetz fallen. Andererseits besteht ein 
Bedürfnis für diese Sonderregelung nur dann, 
wenn einem Unternehmen, das dem Mitbe- 
stimmungsgesetz oder diesem Entwurf unter- 
fällt, sämtliche Anteilsrechte am Gesellschafts- 
kapital eines anderen Unternehmens oder ein 
erheblicher Bruchteil dieser Anteilsrechte zu- 
stehen, so daß das erstgenannte Unternehmen 
wesentlichen Einfluß auf die Bestellung, Ab- 
berufung oder Entlastung der Organe des 
anderen Unternehmens und auf die sonsti- 
gen oben genannten lebenswichtigen Ent- 
scheidungen ausüben kann. Diese Sonderrege- 
lung soll daher nicht gelten, wenn dem 
Unternehmen weniger als 25 v. H. des Ge- 
sellschaftskapitals des anderen Unternehmens 
(d. h. weniger als die sich aus § 146 Abs. 1 
des Aktiengesetzes ergebende Sperrminorität) 
gehört. 

Zu § 11 

Nach § 3 des Entwurfs ist Voraussetzung 
für die Einführung der verstärkten Mitbe- 
stimmung im Aufsichtsrat eines herrschen- 
den Unternehmens, daß bei einem Vergleich 
der gemäß § 3 Abs. 2 modifizierten Umsatz- 
zahlen sich ein Übergewicht der mitbestimm- 
ten Unternehmen ergibt. § 1 1 Abs. 1 des 
Entwurfs bestimmt, daß der Aufsichtsrat des 
herrschenden Unternehmens dann nach den 
Vorschriften der §§ 4 bis 8 zu bilden ist, 
wenn in zwei aufeinanderfolgenden Geschäfts- 
jahren das Umsatzverhältnis die Veraus- 
setzungen des § 3 Abs. 2 des Entwurfs des 
Gesetzes erfüllt. Das gleiche gilt bei Ände- 
rung des Umsatzverhältnisses zugunsten der 
nicht unter das Mitbestimmungsgesetz fallen- 
den Unternehmen. Im übrigen enthält der 


§11 Vorschriften über das Außerkrafttreten 
von Bestimmungen der Satzung über die er- 
leichterte Beschlußfassung für neue Satzungs- 
bestimmungen sowie über das Erlöschen des 
Amtes der bisherigen Aufsichtsratsmitglieder 
des herrschenden Unternehmens. Für die erst- 
malige Einführung der durch den Entwurf 
vorgeschriebenen Zusammensetzung des Auf- 
sichtsrats gilt § 15. 

Zu § 12 

Die Vorschrift ermächtigt die Bundesregie- 
rung, Rechtsverordnungen zur Durchführung 
dieses Gesetzes zu erlassen. 

Durch Buchstabe a wird die Möglichkeit ge- 
währt, falls erforderlich, den Kreis derjenigen 
betrieblichen Aufwendungen, die bei der Be- 
rechnung des Umsatzverhältnisses nach § 3 
des Entwurfs als Kosten für Roh- und Hilfs- 
stoffe von den Umsätzen der Konzernunter- 
nehmen abzuziehen sind, durch Rechtsver- 
ordnung näher zu bestimmen. 

Durch Buchstabe b wird die Bundesregierung 
ermächtigt, eine Wahlordnung für die Ur- 
wahl der Arbeitnehmervertreter durch die 
Arbeitnehmer der Betriebe der Konzern- 
unternehmen zu erlassen und in dieser auch 
das Verfahren für die Abstimmung über den 
Widerruf der Bestellung zu regeln. 

Buchstabe c sieht eine Regelung des "Verfah- 
rens zur Errechnung des in § 5 Abs. 2 er- 
wähnten Stärkeverhältnisses der Spitzen- 
organisationen und für die Ausübung der 
Entsendungsberechtigung und der Befugnis, 
solche Arbeitnehmervertreter abzuberufen, 
vor. 

Zu § 13 

Nach § 8 Abs. 3 Satz 4 des Mitbestimmungs- 
gesetzes entscheidet, wenn die Wahl auf 
Grund des Vorschlags des Vermittlungsaus- 
schusses nicht zustande gekommen und die 
Ablehnung durch Beschluß festgestellt ist, 
über die Berechtigung der Ablehnung der 
Wahl auf Antrag des Vermittlungsausschusses 
das für das Unternehmen zuständige Ober- 
landesgericht. 

Aus dieser Vorschrift ergibt sich nicht zwei- 
felsfrei, in welchem Verfahren das Ober- 
landesgericht zu entscheiden hat; auch ist 
nicht ausdrücklich gesagt, daß das Oberlandes- 
gericht endgültig entscheiden sali. § 13 Abs. 1 
stellt diese Frage dahin klar, daß auf das Ver- 
fahren des Oberlandesgerichts die Vorschrif- 
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ten des Rcichsgesetzes über die Angelegen- 
heiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit ent- 
sprechend anzuwenden sind, und daß die Ent- 
scheidung des Oberlandesgerichts mit Rechts- 
mitteln nicht anfechtbar ist. 

Für den Fall des § 8 Abs. 3 Satz 4 des Mit- 
bestimmungsgesetzes fehlt es an einer Kosten- 
vorschrift. Mit Rücksicht hierauf bestimmt 
§ 13 Abs. 2 Satz 1, daß für das Verfahren 
des Oberlandesgerichts von dem Unterneh- 
men Gebühren nach § 112 der Kostenord- 
nung erhoben werden. 

§ 7 der Kostenordnung regelt die Zahlung 
von Vorschüssen. Durch den ausdrücklichen 
Ausschluß der Anwendung des §7 der Kosten- 
ordnung in § 13 Abs. 2 Satz 2 des Entwurfs 
wird verhindert, daß Unternehmen durch 
Nichtzahlung des Vorschusses die Entschei- 
dung des Oberlandesgerichts hinauszögern 
oder vereiteln. 

Zu § 14 

Nach § 11 Abs. 3 des Mitbestimmungs- 
gesetzes kann eine Abberufung des in § 8 
des Mitbestimmungsgesetzes bezeichneten 
Mitglieds des Aufsichtsrats auf Antrag von 
mindestens drei Aufsichtsratsmitgliedern durch 
das Gericht aus wichtigem Grunde erfolgen. 
Es kann zweifelhaft sein, ob das Amtsgericht 
oder das in § 8 Abs. 3 Satz 4 genannte Ober- 


landesgericht für die Abberufung zuständig 
ist. § 145 Abs. 1 des Reichsgesetzes über die 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbar- 
keit soll durch § 14 dahin geändert werden, 
daß das Amtsgericht zuständig ist. 

Ferner wird klargestellt, daß das Amtsgericht 
auch für die Abberufung von Arbeitnehmern 
aus wichtigem Grunde gemäß § 5 Abs. 3 des 
Entwurfs zuständig -ist. 

Zu § 15 

Die erstmalige Feststellung des Umsatzver- 
hältnisses nach § 3 des Gesetzes soll, um die 
Anwendung des Gesetzes sicherzustellen, vor 
Ablauf von drei Monaten nach Inkrafttreten 
des Gesetzes (§ 17) getroffen werden. Dabei 
soll mit Rücksicht auf die erst vor verhältnis- 
mäßig kurzer Zeit erfolgte Neugründung der 
in Frage stehenden Konzerne in Abweichung 
von der in § 11 Abs. 1 aufgestellten Regel 
das Umsatzverhältnis für ein Jahr, nämlich 
das letzte vor dem 1. November 1954 
endende Geschäftsjahr, maßgebend sein. 

Zu § 16 

Im Zuge der Einführung von Bundesrecht 
auch im Land Berlin erscheint es zweckmäßig, 
dieses Gesetz auch auf das Land Berlin zu er- 
strecken. 
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Anlage 2 


Der Präsident des Bundesrates Bonn, den 29. Oktober 1954 

An den 

Herrn Bundeskanzler 


Mit Bezug auf das Schreiben vom 30. September 1954 — 7 — 80025 
— 2113/54 III — beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat 
in seiner 130. Sitzung am 29. Oktober 1954 gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes zur Ergänzung des Gesetzes 
über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer in den 
Aufsichtsräten und Vorständen der Unternehmen 
des Bergbaus und der Eisen und Stahl 
erzeugenden Industrie 

die sich aus der Anlage ergebenden Änderungen vorzuschlagen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Altmeier 
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Änderungsvorschläge des Bundesrates 


1. In § 3 Satz 1 ist hinter dem letzten Wort 

anzufügen: „und § 11 a“. 

Begründung 

Vgl. die Begründung zu § 11a. 

2. In § 4 

a) Absatz 1 wird durch folgenden Absatz 
ersetzt: 

„(1) Für die Zusammensetzung des 
Aufsichtsrats und die Rechtsstellung 
seiner Mitglieder gelten die §§ 4 und 9 
des Mitbestimmungsgesetzes.“ 

b) In Absatz 2 werden die Worte „Ab- 
satz 1 Buchstabe a“ ersetzt durch die 
Worte: 

„§ 4 Abs. 1 Buchstabe a des Mitbe- 
stimmungsgesetzes“. 

c) In Absatz 3 ist der erste Satz zu 
streichen. 

d) In Absatz 3 Satz 2 werden die Worte 
„Für seine Bestellung“ ersetzt durch 
die Worte: 

„Für die Bestellung des in § 4 Abs. 1 
Buchstabe c des Mitbestimmungsge- 
setzes bezeichneten weiteren Mitglie- 
des“. 

e) Absatz 4 ist zu streichen. 
Begründung 

Es besteht keine Veranlassung, Modi- 
fikationen der §§ 4 und 9 des Mit- 
bestimmungsgesetzes einzuführen. 

3. § 5 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Worte 
„zwei Arbeiter“ ersetzt durch die 
Worte „ein Arbeiter“. 

b) Absatz 1 Satz 2 erster Satzteil erhält 
folgende Fassung: 

„Diese Mitglieder des Aufsichtsrats 
werden durch die den Betriebsräten 
der Konzernunternehmen angehören- 
den Vertreter der Arbeiter und der 
Angestellten in getrennten Wahl- 
gängen in geheimer, gleicher und un- 
mittelbarer Wahl für die Zeit gewählt,“ 

c) Absatz 1 Satz 3 ist zu streichen. 

d) In Absatz 2 Satz 1 ist nach den Wor- 
ten „Zwei der Vertreter der Arbeit- 


nehmer im Aufsichtsrat“ einzufügen: 
„und das in § 4 Abs. 1 Buchstabe b 
des Mitbestimmungsgesetzes bezeich- 
nete weitere Mitglied“. 

Begrün d u n g 

Die Vertreter, die aus der Belegschaft 
der Konzernunternehmen in den Auf- 
sichtsrat entsendet werden, müssen 
sorgfältig ausgewählt werden. Dies ist 
durch die Betriebsräte besser gewähr- 
leistet als durch die Abstimmung der 
Belegschaftsmitglieder, die den einzel- 
nen Kandidaten bei der Größe der in 
Betracht kommenden Konzerne weder 
kennen noch bewerten können. 

Im übrigen sind die Änderungsvor- 
schläge durch die zu § 4 vorgeschlage- 
nen Änderungen bedingt. 

4. § 6 

In Absatz 1 werden Satz 1 und Satz 2 
erster Halbsatz durch folgende Worte 
ersetzt: 

„(1) Die durch die Vertreter der Ar- 
beiter und der Angestellten der Betriebs- 
räte gewählten Mitglieder des Aufsichts- 
rats können vor Ablauf der Wahlzeit auf 
Antrag der Gruppe, die sie gewählt hat, 
abberufen werden. Die Abberufung er- 

J 1- - _l. 1 .11. . .... 

luigi um cii gcncmic uuu ummiiciuare 
Abstimmung;“. 

Begründung 

Die Änderung ist durch den Änderungs- 
vorschlag zu § 3 bedingt. 

3. § 8 ist zu streichen. 

Begründung 

Die Streichung ist durch den Änderungs- 
vorschlag zu § 4 Absatz 1 bedingt. 

6. Nach § 11 ist folgender § 11 a einzufügen: 

4 11 a 

(1) Die Bestellung der Mitglieder des 
zur gesetzlichen Vertretung berufenen 
Organs und der Widerruf ihrer Bestellung 
erfolgen durch den Aufsichtsrat. § 73 des 
Aktiengesetzes ist anwendbar mit der 
Maßgabe, daß ein Mitglied bestellt wer- 
den muß, das die Mehrheit der Stimmen 
der nach § 5 Abs. 1 gewählten und der 


13 



nach § 5 Abs. 2 entsandten Aufsichtsrats- 
mitglieder auf sich vereinigt. Das gleiche 
gilt für den Widerruf der Bestellung 
dieses Mitglieds. 

(2) Die Satzung oder der Gesellschafts- 
vertrag können bestimmen, daß das Mit- 
glied des zur gesetzlichen Vertretung be- 
rufenen Organs, welches nach Absatz 1 
nicht gegen die Stimmen der Mehrheit 
der nach § 5 Abs. 1 gewählten und nach 
§ 5 Abs. 2 entsandten Aufsichtsratsmit- 
glieder bestellt werden kann, in Ange- 
legenheiten nicht mitwirkt, die nur die 
nicht unter das Mitbestimmungsgesetz 
fallenden Konzernunternehmen angehen.“ 

Begründung 

Da die Organbindung von Montanunter- 
nehmen deren Folgepflicht in allen Ange- 
legenheiten der Geschäftsführung, mithin 
auch für das dem Arbeitsdirektor zu- 
kommende Sozialreferat begründet, muß 
ein Vorstandsmitglied durch die Mehrheit 
der nach § 5 gewählten und entsandten 
Aufsichtsratsmitglieder bestellt werden. 
Den Bedenken der Bundesregierung, es 
könne bei den in der Regel gemischten 
Konzernen ein Übergreifen auf Konzern- 
unternehmen stattfinden, die nicht unter 
das Mitbestimmungsgesetz fallen, wird 
dadurch Rechnung getragen, daß die 
Satzung den Aufgabenbereich dieses Vor- 
standsmitgliedes entsprechend beschrän- 
ken kann. 


7. In § 12 sind nach dem Wort „Rechts- 
verordnung“ die Worte „mit Zustim- 
mung des Bundesrates“ einzufügen. 

Begründung 

Das Gesetz wird von den Ländern als 
eigene Angelegenheit ausgeführt. Nach 
Art. 80 Abs. 2 des Grundgesetzes bedür- 
fen daher Rechtsverordnungen auf Grund 
des Gesetzes der Zustimmung des Bundes- 
rates. 


8. § 16 erhält folgende Fassung: 

4 16 

Dieses Gesetz und das Gesetz über die 
Mitbestimmung der Arbeitnehmer in den 
Aufsichtsräten und Vorständen der Unter- 
nehmen des Bergbaus und der Eisen und 
Stahl erzeugenden Industrie vom 21. Mai 
1951 (Bundesgesetzbl. I S. 347) gelten 
nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land 
Berlin. Rechtsverordnungen, die auf Grund 
dieser Gesetze erlassen werden, gelten 
im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes.“ 

Begründung 

Ausdehnung der Berlin-Klausel auch auf 
das Hauptgesetz vom 21. Mai 1951. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen des Bundesrates 


I. 

Die Bundesregierung stimmt den Änderungs- 
vorschlägen des Bundesrates zu § 16 zu. 


II. 

Zu den übrigen Vorschlägen ist zu bemerken: 

1. Zu § 3 Abs. 1 Satz 1, § 11 a 

Der vom Bundesrat vorgeschlagenen Ein- 
fügung eines § 11a und der Verweisung 
auf ihn in § 3 Abs. 1 Satz 1 vermag die 
Bundesregierung aus folgenden Gründen 
nicht zuzustimmen: 

Durch § 11a soll offenbar erreicht wer- 
den, daß dem Vorstand der Obergesell- 
schaft ein Mitglied angehört, das hinsicht- 
lich seiner Bestellung und Abberufung be- 
sonders von der Arbeitnehmerseite ab- 
hängig ist. Jedoch soll dieses Vorstandsmit- 
glied nicht als Arbeitsdirektor bezeichnet 
werden, obwohl das Verfahren für seine 
Bestellung und Abberufung mit gewissen 
Modifikationen den §§ 12 und 13 des Mit- 
bestimmungsgesetzes nachgebildet ist. An- 
dererseits soll der Geschäftsbereich dieses 
Vorstandsmitglieds nach § 11a Abs. 2 
durch Bestimmung der Satzung (des Ge- 
sellschaftsvertrags) dahingehend beschränkt 
werden können, daß es in Angelegenheiten 
nicht mitwirkt, „die nur die nicht unter 
das Mitbestimmungsgesetz fallenden Kon- 
zernunternehmen angehen“. 

Gegen die Absicht, auch für den Vorstand 
der Obergesellschaft ein nach der Arbeit- 
nehmerseite hin besonders qualifiziertes 
Mitglied gesetzlich vorzuschreiben, spricht 
die Tatsache, daß durch Einschaltung des 
Arbeitnehmereinflusses in den Vorstand 
ein Übergreifen der Mitbestimmung auf 


die unter das Betriebsverfassungsgesetz fal- 
lenden Konzernunternehmen bewirkt 
würde. Das Gesetz würde also nicht nur 
dazu dienen, eine Aushöhlung des Milbe- 
stimmungsrechts im seitherigen Geltungs- 
bereich des Mitbestimmungsgesetzes vom 
21. Mai 1951 zu verhindern, sondern zu 
einer indirekten Ausweitung dieses Gel- 
tungsbereichs führen. Dem kann auch 
nicht entgegengehalten werden, daß das be- 
treffende Vorstandsmitglied nicht die Be- 
zeichnung „Arbeitsdirektor“ erhalten soll. 
In dieser Bezeichnung (§ 13 Abs. 1 des 
Mitbestimmungsgesetzes) ist eine gewisse 
Festlegung des Zuständigkeitsbereichs auf 
die sozialen Fragen des Unternehmens 
enthalten. Der Arbeitsdirektor ist also — 
unbeschadet der in § 13 Abs. 1 des Mitbe- 
stimmungsgesetzes ausgesprochenen Gleich- 
berechtigung — von vornherein in erster 
Linie auf einen bestimmten Geschäftsbe- 
reich (das Sozialreferat) verwiesen, so daß 
sich in der Regel Schwierigkeiten bei der 
Geschäftsabgrenzung zwischen den Vor- 
standsmitgliedern nicht ergeben. Demge- 
genüber ist der Aufgabenkreis des nach 
§ 11a Abs. 1 des Bundesratsvorschlags zu 
bestellenden Vorstandsmitglieds völlig 
offen. Der Wegfall der Bezeichnung „Ar- 
beitsdirektor“ würde also nicht etwa 
Schwierigkeiten ausräumen, sondern solche 
zusätzlich schaffen. Auch die in § 11a 
Abs. 2 vorgeschlagene Regelung befriedigt 
nicht. Die durch Satzung mögliche Ein- 
engung der Zuständigkeit des von Arbeit- 
nehmerseite qualifizierten Vorstandsmit- 
glieds wird in der Praxis kaum durchführ- 
bar sein. Der Vorstand der Obergesell- 
schaft wird bei seinen Entscheidungen stets 
zwischen den Interessen der einzelnen Kon- 
zernunternehmen abzuwägen haben, so 
daß auch solche Beschlüsse, die sich formell 
nur auf mitbestimmte Konzernunterneh- 
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men beziehen, in den meisten Fällen Aus- 
wirkungen auf nicht mitbestimmte Kon- 
zernunternehmen haben werden und um- 
gekehrt. Als Beispiele seien die Investi- 
tionspolitik und die Festlegung des Produk- 
tionsprogramms erwähnt. Sollte daher die 
Satzung eine dem § 11 a Abs. 2 des Bun- 
desratsvorschlags entsprechende Bestim- 
mung enthalten, so würde ihre Durchfüh- 
rung zu erheblichen Schwierigkeiten und 
möglicherweise zu Reibungen innerhalb 
des Vorstandes führen. Während § 13 
Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 des Mitbestim- 
mungsgesetzes darauf abzielen, trotz der 
Bestellung des Arbeitsdirektors die Einheit 
des Vorstandes zu wahren, würde gerade 
dieses Anliegen des Mitbestimmungsgeset- 
zes durch § 11 a Abs. 2 des Bundesratsvor- 
schlags in sein Gegenteil verkehrt. 

Darüber hinaus ergibt sich aus der Un- 
durchführbarkeit einer klaren Trennung 
zwischen Angelegenheiten der mitbestimm- 
ten und der nicht mitbestimmten Kon- 
zernunternehmen, daß der Vorschlag des 
Bundesrates nicht geeignet ist, ein Über- 
greifen der Montanmitbestimmung auf 
Konzernunternehmen, für deren Aufsichts- 
rat das Betriebsverfassungsgesetz gilt, zu 
verhindern. Die Gründe, die die Bundes- 
regierung bewogen haben, die Bestellung 
eines Arbeitsdirektors im Vorstand einer 
eeschäftsführenden Obergesellschaft nicht 
vorzusehen, stehen daher auch dem Vor- 
schlag des Bundesrates entgegen. 

Auch die Fassung des vom Bundesrat vor- 
geschlagenen § 11a begegnet erheblichen 
Bedenken. Nach der Begründung des Vor- 
schlags will der Bundesrat mit § 11 a Abs. 1 
ein dem Arbeitsdirektor entsprechendes 
Vorstandsmitglied einführen, allerdings 
mit der Maßgabe, daß das von Arbeitneh- 
merseite besonders qualifizierte Mitglied 
nicht Arbeitsdirektor genannt werden soll. 
Der Bundesrat hat jedoch davon abgesehen, 
die klaren Vorschriften der §§12, 13 Abs. 1 
des Mitbestimmungsgesetzes mit den not- 
wendigen Änderungen zu übernehmen, 
sondern eine abweichende Fassung gewählt, 
die nicht unbedenklich erscheint. Insbeson- 
dere gilt dies für die Abweichung des § 11 a 
Abs. 1 Satz 2 des Bundesratsvorschlags von 
§ 13 Abs. 1 Satz 2 des Mitbestimmungsge- 
setzes. Der Arbeitsdirektor kann nach § 13 
Abs. 1 Satz 2 Mitbestimmungsgesetz nicht 
„gegen die Stimmen der Mehrheit der nach 
§ 6 (d. h. auf Vorschlag der Arbeitnehmer- 


seite) gewählten Aufsichtsratsmitglieder be- 
stellt werden“. Demgegenüber muß dem 
Vorstand der Obergesellschaft nach § 11 a 
Abs. 1 Satz 2 des Bundesratsvorschlags ein 
Mitglied angehören, „das die Mehrheit der 
Stimmen der nach § 5 Abs. 1 (d. h. von 
den Betriebsräten) gewählten und der nach 
§ 5 Abs. 2 (d. h. von den Spitzenorganisa- 
tionen) entsandten Aufsichtsratsmitglieder 
auf sich vereinigt“. Dies muß in Zusam- 
menhang mit der Begründung des Bundes- 
rats zu § 11a dahin verstanden werden, 
daß dieses Vorstandsmitglied durch die 
Mehrheit der nach § 5 gewählten und ent- 
sandten Aufsichtsratsmitglieder bestellt 
werden soll. Das würde bedeuten, daß 
diese Gruppenmehrheit u. U. auch gegen 
die Mehrheit des Gesamtaufsichtsrats ent- 
scheiden könnte. In § 13 Abs. 1 Satz 2 des 
Mitbestimmungsgesetzes ist dagegen nur 
festgelegt, daß die Bestellung und Abberu- 
fung des Arbeitsdirektors entsprechend §73 
des Aktiengesetzes durch Mehrheitsbe- 
schluß des gesamten Aufsichtsrats erfolgt, 
wobei lediglich die Mehrheit der von Ar- 
beitnehmerseite bestellten Aufsichtsrats- 
mitglieder ein Vetorecht hat. Andererseits 
lehnt sich § 11 a Abs. 2 des Bundesratsvor- 
schlags an die Formulierung des § 13 Abs. 1 
Satz 2 des Mitbestimmungsgesetzes an, so 
daß der § 11 a in sich widerspruchsvoll er- 
scheint. 

Auch die Fassung des § 1 1 a Abs. 2 gibt — 
unbeschadet der oben ausgeführten grund- 
sätzlichen Einwendungen — zu Bedenken 
Anlaß. Das von Arbeitnehmerseite beson- 
ders qualifizierte Vorstandsmitglied soll 
durch Bestimmung in der Satzung (im Ge- 
sellschaftsvertrag) davon ausgeschlossen 
werden können, in Angelegenheiten „mit- 
zuwirken“, die nur die nicht unter das 
Mitbestimmungsgesetz fallenden Konzern- 
unternehmen angehen. Was unter Mitwir- 
kung in diesem Zusammenhang zu verste- 
hen wäre, kommt im Vorschlag des Bun- 
desrates nicht eindeutig zum Ausdruck. 
Unter Mitwirkung könnte zunächst jede 
Tätigkeit im Vorstand einschließlich der 
Vertretung der Gesellschaft nach außen 
verstanden werden. Die Möglichkeit, die 
Vertretungsmacht dieses Vorstandsmit- 
glieds zu beschränken, würde insoweit einer 
Einführung der vom deutschen Gesell- 
schaftsrecht abgelehnten Ultra-Vires-Lehre 
gleichkommen und vom Standpunkt der 
Rechtssicherheit im Geschäftsverkehr 
schwersten Bedenken unterliegen. Aber 
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auch wenn die Beschränkung nur die Ge- 
schäftsführungsbefugnisse im Innenverhält- 
nis betreffen sollte, so wäre dies aus dem 
Gesichtspunkt der Verantwortlichkeit der 
Vorstandsmitglieder bedenklich. 

Würde ein Vorstandsmitglied von jeder 
Beratung im Kreise des Gesamtvorstands 
und jeder sonstigen Teilnahme an der in- 
ternen Willensbildung der Obergesellschaft 
bezüglich der nicht mitbestimmten Kon- 
zernunternehmen ausgeschlossen, so könnte 
es der unabdingbaren Verantwortlichkeit, 
die das Aktienrecht jedem Vorstandsmit- 
glied für die Gesamtgeschäftsführung auf- 
erlegt, nicht gerecht werden. 

Der vom Bundesrat vorgeschlagene § 11 a 
Abs. 2 ist daher, wie er auch auszulegen 
sein mag, mit den Grundsätzen des deut- 
schen Aktienrechts unvereinbar. 

2. Zu § 4, § 5 Abs. 1 Satz 1 erster Satzteil, 
Abs. 2 Satz 1, § 8 

Die Bundesregierung hält daran fest, daß 
es nicht zweckmäßig wäre, das Schema der 
Aufsichtsratszusammensetzung nach § 4 
des Mitbestimmungsgesetzes unverändert 
auf die Obergesellschaft zu übertragen, da 
ein solches Verfahren der Tatsache nicht 
gerecht würde, daß den in Frage stehenden 
Konzernen in aller Regel und im Laufe 
der Entwicklung in zunehmendem Maße 
auch Konzernunternehmen angehören 
werden, die ausschließlich unter das Be- 
triebsverfassungsgesetz fallen. Auf die Aus- 
führungen in der Begründung zur Regie- 
rungsvorlage (Zu § 4) wird verwiesen. 

3. Zu § 5 Abs. 1 Satz 2 erster Halbsatz, Abs. 1 
Satz 3, § 6 Abs. 1 Sätze 1 und 2 

Die Bundesregierung kann dem Vorschlag, 
die aus den Betrieben der Konzernunter- 
nehmen zu bestellenden Arbeitnehmerver- 
treter im Aufsichtsrat durch die Betriebs- 
räte der Konzernunternehmen in Grup- 
penwahl wählen und abberufen zu lassen, 
nicht zustimmen. Die in § 76 BetrVG vor- 


gesehene Wahl der Arbeitnehmervertreter 
durch die Gesamtbelegschaf t hat sich durch- 
aus bewährt. Vertreter der Arbeitnehmer, 
die in Urwahl gewählt worden sind, be- 
sitzen eine bedeutend stärkere Legitimation 
für ihr Amt im Aufsichtsrat als im Falle 
einer Gruppenwahl durch die Betriebsräte. 
Das Bedenken, daß angesichts der Größe 
der Konzernunternehmen eine Urwahl in 
der Praxis auf Schwierigkeiten stoßen 
würde, weil bei der Abstimmung die Be- 
legschaftsmitglieder die einzelnen in Be- 
tracht kommenden Kandidaten nicht ken- 
nen noch bewerten können, trifft nicht zu. 
Bereits nach geltendem Recht werden die 
Arbeitnehmervertreter im Aufsichtsrat 
des herrschenden Unternehmens eines Kon- 
zerns nach dem gleichen Verfahren ge- 
wählt (§ 76 Abs. 4 BetrVG), ohne daß 
auch in den größeren Konzernen die vom 
Bundesrat befürchteten Mißstände aufge- 
treten sind. Im übrigen wird eine sorgfäl- 
tige Auswahl geeigneter Wahlkandidatcn 
schon dadurch gewährleistet, daß die Be- 
triebsräte das Recht zur Aufstellung von 
Wahl Vorschlägen erhalten. Dieser Einfluß 
der Betriebsräte hat sich bei den Wahlen 
nach § 76 BetrVG als vollauf ausreichend 
erwiesen. 

4. Zu § 12 

Die Bundesregierung ist nicht der Ansicht, 
daß Rechtsverordnungen, die auf Grund 
des vorliegenden Gesetzes erlassen werden, 
der Zustimmung des Bundesrats bedürfen. 
Der Bundesrat ist der Auffassung, das Ge- 
setz sei nach Artikel 80 Abs. 2 des Grund- 
gesetzes von den Ländern als eigene An- 
gelegenheit auszuführen. Dies trifft jedoch 
nicht zu. Verwaltungsbehörden der Län- 
der sind mit der Durchführung des Geset- 
zes nicht befaßt. Das Gesetz enthält ledig- 
lich materielle Vorschriften, die einer Aus- 
führung durch Verwaltungsbehörden der 
Länder weder bedürftig noch fähig sind. 
Die Anwendung des Gesetzes durch die 
Gerichte ist keine „Ausführung“ im Sinne 
des Artikels 80 Abs. 2 des Grundgesetzes. 
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